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Unsere Ziele

Wir treten ein für eine Politik des sozialen Ausgleichs und der praktischen Solidarität. Wir
nehmen Partei für die Schwachen und Bedürftigen und gegen die Arroganz der Macht, der wir
das Recht eines jeden auf ein menschenwürdiges Leben entgegensetzen. Wir halten eine Ent-
wicklung für schwer erträglich, die den Armen das Nötige zum Leben verweigert, während die
Reichen sich in vorgeführtem Luxus ergehen.

Förderung der Solidarität heißt auch, dass wir für die Unterstützung aller sozialen und kulturellen
Organisationen eintreten, die sich gegen den Triumph des Egoismus wenden, der keinen anderen
Maßstab kennt als den persönlichen Erfolg und die Behauptung des persönlichen Vorteils in der
Konkurrenz. 

Wir  wenden uns gegen das Auseinanderdriften der Stadtteile und ihre zunehmende Aufspal-
tung in Wohnviertel des gehobenen Bedarfs einerseits und in Mietwohnungsbau mit einem
weit überproportionalen Satz von Arbeitslosen und Sozialhilfeempfängern andererseits. Es ist
Aufgabe der städtischen Politik, einer solchen Segregation mit allen planerischen Mitteln ent-
gegenzuwirken, die der Gemeinde zur Verfügung stehen.

Eine politische Gemeinde ist auf ein Mindestmaß an empfundener und empfindbarer Einheit
angewiesen, wenn sie die schwerwiegenden Folgen (Jugendkriminalität, Verwahrlosung, Al-
koholismus, Gewalt) von immer weiter fressenden Trennungen in der Stadtstruktur vermeiden
will.

Mit „Solidarität" meinen wir nicht eine irgendwie korrekte Haltung, sondern die Frage nach
den Bedingungen, unter denen ein solidarisches Leben möglich ist. Als Antirassisten lassen wir
nicht denjenigen gelten, der sich selbst so bezeichnet und mit dem Zeigefinger von Neuenheim
zum Boxberg deutet, sondern denjenigen, der versucht, die Wohn- und Arbeitsverhältnisse so-
wie die erzieherischen und kulturellen Einflüsse so zu gestalten, dass Antirassismus möglich
ist.

Den Forderungen des Neoliberalismus nach „Flexibilisierung, Deregulierung, Liberalisie-
rung..." setzen wir entschiedenen Widerstand entgegen, wo immer er möglich ist. Wir wollen
die Welt im Großen und im Kleinen nicht dem Bankiersdenken, den Marketing und Medienbe-
ratern überlassen.

Wir treten ein für die Förderung von Eigeninitiativen und nicht kommerziellen Gruppen und
für die Unterstützung sozialer Bewegungen, die mit der Verfolgung praktischer Interessen eine
Kritik der herrschenden Ideologie und einen Anspruch auf eigene freie Entfaltung verbinden.
So sind wir für die Förderung des Autonomen Zentrums, der Kulturgruppen im Karlstorbahn-
hof und der frauenspezifischen Einrichtungen und Projekte in Heidelberg. In jeder uns mögli-
chen Weise wenden wir uns gegen das Diktat eines Einheitsdenkens, das  für die Entfaltung
von  alternativen  Lebensformen  und -entwürfen keinen Raum lassen will.

Wir sehen die Gefahren, die der Stadt aus einem Verlust der öffentlichen Sphäre drohen. Wir
sind der Auffassung, dass die die Gesellschaft berührenden Fragen auf allen Ebenen zur Diskus-
sion gestellt werden müssen und dass es Aufgabe der Gemeinde ist, die notwendigen öffentli-
chen Debatten in jeder Form zu organisieren oder zu unterstützen. Bei allen öffentlichen Anlie-
gen treten wir für ein Höchstmaß an Offenheit und an Teilnahmemöglichkeit für jeden Bürger
ein. Dazu gehört die Forderung nach Offenlegung, nach Einsicht in Unterlagen und nach Tran-
sparenz, insbesondere auch bei öffentlichen Vergaben. Nur das öffentliche Interesse darf als Maß
für die soziale und kulturelle Stadtgestaltung dienen. Die Gemeinde muss ihre Eingriffsmöglich-
keiten für eine gestaltende Stadtpolitik nutzen und sich gegen die schleichende Zerstörung der
Stadtstrukturen aktiv zur Wehr setzen. Privatisierung und Liberalisierung zum Vorteil einzelner
und zum Nachteil (fast) aller soll es nicht geben.

Wir treten ein für die regionale Zusammenarbeit zum Erhalt öffentlicher Funktionen. Zu diesen
Funktionen der Stadt zählen wir selbstverständlich auch eine aktive, umsichtige Umweltpolitik
und einen nachhaltigen Naturschutz.



Wir setzen uns für eine Stärkung des öffentlichen Dienstes in jeder Form ein. Das bedeutet zu-
nächst, dass wir uns gegen Privatisierungen von Einrichtungen wenden, die der Grundversor-
gung der Bevölkerung in den Bereichen Gesundheit, Kultur, Energie, Verkehr und Wohnen
dienen. Wir halten es für eine originär öffentliche Aufgabe, diese Grundversorgung in öffentli-
cher Form sicherzustellen. Wir können nicht erkennen, weshalb eine Versorgung als öffentli-
cher Dienst nicht nach sinnvollen Kriterien rationeller Organisation und Effizienz eingerichtet
sein könnte. Dem Abbau von Leistungen zur Grundversorgung treten wir entgegen. 

Wir halten es auch für eine Pflicht der Stadt, Wohnraum in ausreichendem Maß vorzuhalten,
der für die breite Bevölkerung erschwinglich ist. Selbstverständliche Aufgabe der Stadt ist
auch die Organisation des öffentlichen Nahverkehrs. Auch hier gilt, dass die öffentliche Bin-
dung nicht mit dem Hinweis auf die vermeintlich höhere Effektivität privater Träger abgebaut
werden darf.

Ein wichtiges Anliegen ist uns der Erhalt des öffentlichen Raumes in jeder Form. Dies gilt umso
mehr, als die modernen Technologien gelegentlich mit der Behauptung einhergehen, die Stadt im
eigentlichen Sinne habe ausgedient, Kommunikation erfolge nicht mehr über öffentliche Debat-
ten, sondern über das Internet. Mögen die neuen Medien Mittel zur Information und Organisati-
on sein, können sie doch nicht den öffentlichen Raum als Ort des Erlebens, der Erfahrung und
des Lernens ersetzen. Dieser öffentliche Raum muss Möglichkeiten anbieten, zusammen zu sein,
und ebenso auch dem Platz lassen, der in Gesellschaft allein sein will. Wir werden uns dafür ein-
setzen, dass in der Stadt, auf Straßen, Plätzen, in Versammlungsräumen und Begegnungsstätten,
derartige Räume geschaffen werden und erhalten bleiben.

Kultur braucht selbstverständlich öffentliche Förderung. Wir setzen auf kulturelle Vielfalt und
werden gegen jede Art der Bevormundung kultureller Aktivitäten auftreten. Wir sehen in der
Förderung kultureller Vielfalt eine notwendige Aufgabe gerade auch deshalb, weil diese Viel-
falt ein Gegengift und ein Element des Widerstands gegen die kulturelle Gleichmacherei und
Banalisierung durch den Neoliberalismus ist.

Wir treten ein für Friedenspolitik und internationale Solidarität. Wir sind für die Unterstützung
von Foren in Heidelberg, in denen sich aktive Friedenspolitik, soziale Bewegungen und interna-
tionale Solidarität verbinden. 

Unsere Ziele lassen sich zusammenfassen in einer Realutopie, in der gegen Zynismus, Kalkül,
schnelle Vorteile und Anpassung das Bild einer solidarischen, offenen Gesellschaft gesetzt ist
und in der diese Solidarität gleichzeitig Ausgangspunkt für die Entfaltung eigener Individualität
ist.

Wir halten diese Utopie für um so notwendiger, als die negative Utopie schon da ist: es ist die
Utopie einer Welt, in der alle kulturellen, sozialen, nationalen Eigenheiten allein den Interessen
frei agierender Kapitalströme unterworfen sind und die einen ernsten Begriff von Individualität
nicht mehr kennen kann.

Bedingungen und Möglichkeiten
Wir wissen, dass wir unsere Ziele nur unter den konkreten Bedingungen und Möglichkeiten in
Heidelberg verfolgen können.

Die konkrete Lage im Stadtrat ruft nach Alternativen. 

Die CDU-Fraktion ergeht sich in der Betonung der ökonomischen Zwänge als Maßstab für je-
des politische Handeln; sie versucht sich selten als Opposition und betreibt im übrigen eine
Klientel-Politik.

Die SPD versucht ihr Programm als Regierungspartei auf die örtliche Ebene zu übertragen; es
versteht sich, dass von ihr nicht gleichzeitig entschiedener Widerstand gegen die Entwicklung
ausgehen kann, die sie als Regierungspartei selbst mitträgt.



Die GAL, zunehmend in die Grünen - auch sie Regierungspartei - integriert, hat mit ihren kon-
kreten Utopien und alternativen Vorstellungen auch ihre gesellschaftskritischen Überzeugungen,
ihren Schwung und ihren Willen zur Gestaltung verloren; sie trägt keine Hoffnungen mehr.

Die FWV und ihre spezifisch Heidelberger Abart, die „Heidelberger", können wegen ihres be-
schränkten kommunalen Horizontes und ihrer allzu konkreten Interessenorientierung als Träger
einer im umfassenden Sinne demokratisch und sozial orientierten Kommunalpolitik nicht in Be-
tracht kommen.

Wir werden uns bei der nächsten Gemeinderatswahl um Sitze im Heidelberger Gemeinderat be-
werben. Diese Vertretung im Gemeinderat stellt für uns kein eigenständiges Ziel dar. Wir sehen
darin vielmehr ein Mittel, unsere Ziele im öffentlichen Bewusstsein zu halten und auf sie hinzu-
wirken, soziale Bewegungen in der Stadt zu unterstützen und die Zusammenarbeit mit politi-
schen, kulturellen und sozialen Gruppen zu fördern. 

Wie weit es gelingen kann, die reale Entwicklung gemäß unseren Zielen zu beeinflussen, hängt
vom Einsatz und von der Beteiligung möglichst vieler, möglichst aller ab, denen eine solidari-
sche Gesellschaft ebenso ein Anliegen ist wie die Frage nach den Bedingungen, unter denen
menschliche Würde als Anspruch und Wirklichkeit für jeden möglich ist. 

Wir wissen, dass unser Einfluss gering ist und dass von uns kontinuierliche Arbeit im Kleinen
und langer Atem erwartet werden muss.

Es ist die politische Lage im Ganzen, die uns keine andere Wahl lässt, als - wenn auch mit be-
scheidenen Kräften - gegen die herrschenden Verhältnisse zum Erhalt des Bildes einer freien,
gleichen, solidarischen Gesellschaft beizutragen.
www.bunte-linke-hd.de


